
I. Prolog

Intro

Ich gehe für ein halbes Jahr nach Hongkong. Von September 2024 bis 
Februar 2025 mache ich dort ein Auslandssemester im Rahmen meines 
Masterstudiums. Der Universitätsaufenthalt ist allerdings nur Vorwand 
für mein ganz eigenes und eigentliches akademisches Lernprogramm: 
dem Eintauchen in Überwachung, und dem Nachspüren einer Bewe-
gung.

Im Jahr 2019 gingen mehr als ein Viertel aller Hongkonger auf die 
Straße. Sie demonstrierten gegen ein geplantes Auslieferungsgesetz, 
das regeln sollte, dass Häftlinge auch nach Festlandchina übergeben 
werden können. Später kamen weitere Forderungen hinzu, wie das Ab-
setzen der Regierungschefin und allgemeine, direkte, und gleiche Wah-
len. Und dann brannten die Barrikaden. Hongkong – hochglanzpolier-
tes Zentrum des internationalen Finanzkapitals – revoltierte. Und ich 
schaute, wie viele Linke, aus der Ferne zu.

Irgendwann leerte sich mein Feed, die Welt stand pandemiebedingt 
still. Bis eines Tages, als ich schon wieder mit anderen Themen be-
schäftigt war, mein Handy mit einem Update pingte: „Chinesische Zen-
tralregierung installiert Nationales Sicherheitsgesetz für Hongkong“. 

Seitdem halten Überwachung und Repression Einzug in die Stadt, 
während politische Freiheiten sich im Sturzflug befinden. Ich will wis-
sen, wie diese neue Wirklichkeit ist – weil ich mich für die Themen 
Überwachung und Repression interessiere, und denke, dass ich dort, wo 
beides gerade unverhüllt praktiziert wird, einiges über deren Wirkweise 
lernen kann. Das Ganze nicht aus sensationalistischer Absicht, sondern 
weil bei uns zuhause ähnliches passiert. Natürlich stehen wir nicht kurz 
vor einem sozialistischen Takeover, aber Überwachung und Repression 
gibt es auch bei uns, und auch bei uns nehmen sie beständig zu, und 
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werden mit dem Narrativ (also der Erzählung) „Nationaler Sicherheit“ 
legitimiert. Ich will solche Entwicklungen für mich greifbarer machen, 
um in der Folge besser dagegen angehen zu können.

Dafür will ich die Menschen aufsuchen, die wahrscheinlich am 
meisten davon betroffen sind: diejenigen, die damals demonstrierten. 
Von ihnen hoffe ich zu erfahren, wie sich Überwachung und Repression 
auf ihren Alltag auswirken, ob Widerstand noch möglich ist, und falls 
ja, in welcher Form. 

Dieses Buch ist eine Sammlung persönlicher Impressionen, ein Be-
richt meines eigenen vorsichtigen Herantastens an die politischen Ge-
gebenheiten Hongkongs. An eine Wirklichkeit, die ich nicht kenne. Ich 
komme nicht aus Hongkong, ich spreche kein Kantonesisch, ich war 
während der Proteste nicht in der Stadt. Um besser zu verstehen, spre-
che ich mit Menschen vor Ort. Meine Beobachtungen und Gedanken 
halte ich dort fragmentarisch fest. Anfängliche Momente der Ahnungs-
losigkeit lasse ich so stehen, sie sind authentisch, manches klärt sich 
für mich erst später.1 Was folgt, ist also kein gut sortierter Überblick zu 
Geschehnissen in der Stadt seit 2019, sondern ein persönlicher Reise-
bericht. Das Ganze – so zumindest mein Anspruch – aus linksradikaler 
Perspektive geschrieben und gedacht.

Während meines Herantastens an diese Wirklichkeit ist Angst mein 
ständiger Begleiter: Auch, wenn das Nationale Sicherheitsgesetz in ers-
ter Linie nicht mich meint, verschwimmt doch die Grenze zwischen 
Betrachtung und Beteiligung in einem gewissen Maße. Ich komme mit 
einem politischen Anliegen, hoffe, politische Menschen und Räume zu 
finden, das Erlebte in irgendeiner Form wiederzugeben. Vielleicht wird 
das schon als „einmischen“ gedeutet – und die neuen Gesetze verur-
teilen nicht nur „ausländische Einmischung“, sondern beanspruchen 
außerdem Extraterritorialität: Jeder kann gegen dieses Gesetz versto-
ßen, auch Nicht-Hongkonger, die sich zur Tatzeit nicht in Hongkong 
aufhalten. Da die Gesetze neu und viele Urteile noch nicht gefällt sind, 
gibt es zudem nur beschränkt Erfahrungen, auf die ich mich beziehen 
kann. Mir ist deshalb zum Zeitpunkt meiner Abreise nicht klar, ob ich 
mit meinen Fragen und meinem Schreiben egal bin, oder Staatsfeindin. 

1	 In einigen Fällen habe ich zu meinen Erlebnissen dann eine ergänzende Fuß
note gemacht. 
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Und nicht zuletzt, ob ich damit meine potentiellen Gesprächspartner in 
Gefahr bringe. Das äußert sich in – vielleicht überflüssiger – Vorsicht, 
Angst und Paranoia. Deshalb liest sich dieser Bericht an vielen Stellen 
wie das Tagebuch einer Paranoiden; und genau das beschreibt vielleicht 
schon den Kern von Überwachung: die unsichtbare Omnipräsenz ei-
ner Gefahr, die vielleicht guckt, vielleicht auch nicht, und vorbeugend 
duckt man sich.
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Kleine Vorgeschichte

Hongkong. Was ging da eigentlich ab? Die Proteste, die ein halbes Jahr 
lang weltweit für Schlagzeilen sorgten, begannen 2019 wegen eines 
Entwurfs zu einem neuen Gesetz: dem Gesetz über flüchtige Straftäter 
und Rechtshilfe in Strafsachen,2 das Hongkong ermöglichen sollte, An-
geklagte unter Anderem nach Festlandchina auszuliefern – in ein 
Rechtssystem mit einer Verurteilungsrate von 99 % [1]. Hongkonger 
befürchteten, im Falle einer Anklage nach Festlandchina überstellt zu 
werden. Das würde nicht nur ihre Freiheit massiv einschränken, son-
dern faktisch auch ein Ende des One country, two systems-Prinzips ein-
leiten, das Hongkong spezielle politische und ökonomische Freiheiten 
garantiert. Dieses Prinzip, 1997 bei der Rückgabe Hongkongs durch 
Großbritannien an die Volksrepublik China vereinbart, sollte den Hong-
konger Spezialstatus für fünfzig Jahre, also bis ins Jahr 2047, wahren. 
Doch es sollte anders kommen.

Am 9. Juni 2019 kam es zu einer ersten Massendemonstration ge-
gen das geplante Auslieferungsgesetz mit einer Million Teilnehmenden. 
Noch am selben Abend bestätigte die Regierung, wie geplant an dem 
Gesetzentwurf weiterzuarbeiten [2]. Das sendete ein klares Zeichen an 
die Demonstrierenden, und zwar: Eure Stimme wird nicht gehört.3 Die 
Reaktion aus der Bevölkerung kam schnell: Man rief zum Generalstreik 
auf, blockierte wenige Tage später den verhandelnden Rat, und es kam 
zu ersten brutalen Auseinandersetzungen mit der Polizei. Als Reaktion 
darauf weiteten die Protestierenden ihre Forderungen aus. Ihr Schlacht-

2	 Die Fugitive Offenders and Mutual Legal Assistance in Criminal Matters Le-
gislation (Amendment) Bill 2019 [185], kurz Extradition Law Amendment Bill 
(ELAB). Daher die mancherorts genutzte Kurzform Anti-ELAB-Bewegung.

3	 Man darf es sich hier nicht zu einfach machen. Trotz der Massendemonstrati-
onen gab es immer auch Teile der Bevölkerung, die das Auslieferungsgesetz 
befürworteten: laut Umfragewerten knapp 20 % [3]. Während den Demonstra-
tionen kam es wiederholt zu Gegendemonstrationen von Hongkongern, die eine 
an der Linie der Kommunistischen Zentralpartei Chinas (KPCh) ausgerichtete, 
„pekingtreue“ Politik befürworteten [4]. Das pekingtreue Lager machte zur Zeit 
der Proteste die Mehrheit im Parlament aus [5] – was allerdings auch einem 
verzerrten Wahlsystem zuzuschreiben ist.
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ruf lautete nun „Five demands, not one less“ [6]. Diese Fünf Forderun-
gen beinhalteten: 
–	 Die vollständige Rücknahme des Gesetzentwurfs zur Auslieferung.
–	 Die Rücknahme der Bezeichnung „Aufruhr“ für die Proteste.
–	 Die Freilassung der festgenommenen Protestierenden und die Auf-

hebung der gegen sie erhobenen Anklagen.
–	 Die Einrichtung einer unabhängigen Kommission zur Untersuchung 

der vorgefallenen Polizeigewalt.
–	 Die Einführung eines allgemeinen, gleichen und direkten Wahl-

rechts für Parlament und Regierungschef, und damit verbunden die 
Forderung nach einem Rücktritt der (damaligen) Regierungschefin 
Carrie Lam.4

Wenige Tage nach den Ausschreitungen wurden die Verhandlungen 
zum Gesetzentwurf im Hongkonger Parlament – dem Legislative Coun-
cil5 – ausgesetzt. Aber der Schritt kam für die Protestierenden zu spät, 
das Vertrauen in die Regierung war bereits schwer geschädigt. Es folg-
ten eine weitere Großdemonstration mit zwei Millionen Teilnehmen-
den, das Stürmen des Legislativrats durch Protestierende, sowie zahl
lose weitere Demonstrationen und Kundgebungen. Währenddessen 
nahm die Polizeigewalt immer brutalere Formen an. In den folgenden 
Monaten befand sich die Stadt im Chaos. Jedes Wochenende lieferten 

4	 Die Wahlen in Hongkong haben nur einen beschränkten Einfluss auf die Zu-
sammensetzung des Parlaments: 2017 wurde die Hälfte der Abgeordneten über 
sogenannte „funktionale Wahlkreise“ gewählt, die nur einem sehr kleinen, pri-
vilegierten Wählerkreis offenstehen [7]. 2021 wurde das Wahlsystem noch wei-
ter eingeschränkt: Seitdem werden noch weniger Abgeordnete direkt gewählt, 
alle Kandidierenden werden im Voraus einer Patriotismusprüfung unterzogen 
und nur bei hinreichender Systemtreue überhaupt zugelassen [7]. Die Prüfung 
geschieht durch ein spezielles Komitee, und kann juristisch nicht angefoch-
ten werden [8]. Außerdem wählt das (ohnehin eingeschränkt demokratisch 
gewählte) Hongkonger Parlament den Regierungschef nicht selbst; der wird 
von einem Wahlkomitee gewählt, welches aus (zuletzt 1.200) Interessenver-
tretern verschiedener Bereiche zusammengesetzt ist (Wirtschaft und Finanzen; 
Berufsgruppen; gesellschaftliche Gruppen; politische Vertreter Hongkongs; 
Hongkonger Vertreter in nationalen chinesischen Gremien).

5	 Der Legislative Council of the Hong Kong Special Administrative Region (Le-
gislativrat der Sonderverwaltungszone Hongkong), kurz LegCo, ist das Hong-
konger Parlament.
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sich Protestierende Straßenschlachten mit der Polizei; Wasserwerfer, 
Gummigeschosse, Beanbags, Tränengas und Pfefferspray [9] wurden 
mit Molotowcocktails und brennenden Barrikaden erwidert; in mehre-
ren Fällen schoss die Polizei mit scharfer Munition auf Protestierende. 
Die Folge dieser Zusammenstöße waren mehrere Tote und unzählige 
Verletzte [10]. Die Stimmung nahm Endzeitcharakter an, der sich im 
Motto „If we burn, you burn with us“ [11] der Protestierenden aus-
drückte. „Jetzt oder nie“ war das Gefühl bei vielen Beteiligten. In meh-
reren Fällen von Suizid fand man Abschiedsbriefe, in denen Menschen 
ihre Verzweiflung und Angst um die Zukunft Hongkongs als Beweg-
gründe angaben [12]. 

Mitte November 2019 gipfelten die Proteste in einer zweiwöchigen 
Belagerung der Polytechnischen Universität Hongkong. Eingekesselt 
hatten die Protestierenden allein die Wahl, sich verhaften zu lassen oder 
auszuharren; in verzweifelten Aktionen flüchteten einige durch Abwas-
serkanäle oder ließen sich an Seilen von Autobahnbrücken herab. Die 
Belagerung endete am 29. November 2019 mit 1300 Beteiligten in Haft 
und 300 weiteren im Krankenhaus [13]. 

Gegen Jahresende war die Zahl der Protestierenden dezimiert: Nicht 
nur hunderte von Festnahmen, auch die körperliche und psychische Be-
lastung durch Verletzungen, Barrikadenkämpfe, das monatelange Weg-
rennen, die Angst um festgenommene Freunde und das Gefühl der Un-
wirksamkeit bisheriger Proteststrategien zeigten ihre Wirkung. Unter 
den Protestierenden herrschte Ungewissheit, Kraftlosigkeit, und jedes 
Vertrauen in Polizei und Regierung war gebrochen.

Ein kleiner Lichtblick – zumindest für diejenigen, die darin eine 
Chance sahen – waren die Kommunalwahlen Hongkongs. Am 24. No-
vember 2019 gewannen prodemokratische Parteien6 dabei eine über-

6	 Der Legislative Council teilte sich traditionell in zwei Lager: auf der einen Seite 
prodemokratische Parteien, die freie, allgemeine und direkte Wahlen und mehr 
Autonomie von Festlandchina befürworteten; auf der anderen Seite das peking-
treue Lager. Seit 2016 saßen erstmals Vertreter der Lokalisten im Parlament, 
die mehr Selbstbestimmung (teils auch nationale Unabhängigkeit) Hongkongs 
forderten und ein strategisches Bündnis mit den Prodemokraten eingingen. Mit 
Einführung des Nationalen Sicherheitsgesetzes wurden 12 Kandidaten des pro-
demokratischen Lagers von der Wahl ausgeschlossen. Als im November 2020 
vier bereits amtierende prodemokratische Abgeordnete rückwirkend ausge-
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wältigende Mehrheit der Stimmen [15]. Ein Erdrutschsieg: Ganze 17 
von 18 Distrikten gingen an diese Parteien – also an das Lager, das 
die Forderungen der Protestbewegung weitgehend unterstützte. Gemä-
ßigtere Teile der Bevölkerung versprachen sich davon eine mögliche 
Änderung der politischen Verhältnisse oder sahen darin immerhin ein 
Zeichen an die Regierung, das zu deutlich war, um ignoriert zu werden. 
Die Regierung Hongkongs schien an einem Scheideweg zu stehen: Ent-
weder die Proteste würden als legitime Art der demokratischen Beteili-
gung anerkannt, was politische Veränderungen (im Sinne der Fünf For-
derungen) zur Folge haben müsste. Oder aber sie würden weiterhin als 
illegitimer Aufruhr gedeutet. Die möglichen Folgen waren ungewiss, 
ein Rückkehren in die alte Realität schien nicht möglich: Weder würde 
die Regierung die „Aufrührer“ unbestraft in den Alltag entlassen, noch 
schien es den Protestierenden möglich, in kollektiver Amnesie Gesche-
henes zu vergessen. 

Und dann legte Covid eine Zwangspause für alle ein.
Als im Spätfrühling 2020 Gerüchte über ein neues Gesetz aufkamen, 

das die Zentralregierung Chinas für Hongkong in Planung hatte, ahnte 
man bereits Böses. Die Ahnung bestätigte sich am 30. Juni 2020 mit der 
Verabschiedung eines neuen Gesetzes: dem Nationalen Sicherheitsge-
setz für Hongkong 7 [16]. Der chinesische Volkskongress hatte es in nur 
drei Tagen Sitzung beschlossen – einer historisch kurzen Sitzungsdauer 
in solch einem Zusammenhang. Er hatte dazu weder die Hongkonger 
Regierung, geschweige denn die Bevölkerung einbezogen. Noch am 
selben Tag trat es in Kraft. 

Seitdem gilt jeder Widerspruch als Straftat [17]. Hauptstraftatbe-
stände sind Sezession (Abspaltung), Subversion (Umsturz), Terroris-
mus und Kollusion (Zusammenarbeit) mit ausländischen Kräften, und 
alle, die sich gegen die Regierung äußern, offline wie online, die an 
einer unangemeldeten Demonstration teilnehmen, Sticker mit Protest-

schlossen wurden, traten die verbliebenen Prodemokraten geschlossen zurück. 
Seitdem ist das Parlament ohne wirksame Opposition [14]. 

7	 Vollständig: Law of the People’s Republic of China on Safeguarding National 
Security in the Hong Kong Special Administrative Region (Gesetz der Volksre-
publik China zur Wahrung der nationalen Sicherheit in der Sonderverwaltungs-
zone Hongkong, kurz: NSG). Es handelt sich um ein eigenständiges, von der 
chinesischen Zentralregierung erlassenes Gesetz.
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forderungen kleben oder sich anderweitig als Teil der Hongkonger De-
mokratiebewegung zu erkennen geben, können des einen oder anderen 
angeklagt werden. Wo es zuvor allenfalls kleinere Strafen gegeben hät-
te, waren jetzt hohe Strafen vorgesehen. Gleichzeitig sind die Tatbe-
stände im Gesetzestext vage definiert, was der Justiz viel Ermessens-
spielraum lässt: Vielleicht wird der Sticker nicht geahndet; vielleicht 
bedeutet er Knast.

Es folgten Verhaftungswellen, in denen es keinesfalls nur die traf, 
die gemeinhin als radikale Protestierende angesehen werden: Journa-
listen, Anwälte, Mitarbeitende von Vereinen und Sozialarbeiter wur-
den verhaftet; auf flüchtige Schlüsselfiguren setzte die Regierung hohe 
Kopfgelder aus [18]. Zeitungen, NGOs (Nichtregierungsorganisatio-
nen), Studentenvertretungen und zahlreiche andere Gruppen, offizielle 
wie inoffizielle, stellten ihre Arbeit ein und lösten sich auf [19]. Aus 
Unsicherheit über die Reichweite der Gesetze löschten nicht wenige 
ihre Social Media-Accounts; Zensur und Selbstzensur sorgten dafür, 
dass ein kritischer öffentlicher Diskurs zum Erliegen kam. 

Neben einer sehr viel höheren Bestrafung politischer Aktivitäten sah 
das NSG auch strukturelle Neuerungen vor: In der Hongkonger Po-
lizei wurde die Abteilung zur Wahrung der nationalen Sicherheit der 
Polizei der Sonderverwaltungszone Hongkong8 eingerichtet, die mit 
weitreichenden Überwachungsbefugnissen ausgestattet wurde. Das Po-
lizeibudget wurde vervielfacht [21], und es wurde vielfältig in Überwa-
chungstechnologien investiert.

Weiter wurde am 1. Juli 2020 das Amt zur Wahrung der nationalen 
Sicherheit der Zentralregierung in der Sonderverwaltungszone Hong-
kong9 zur allgemeinen Aufsicht über die nationale Sicherheit installiert. 
Das Amt ist vollständig mit Beamten der chinesischen Zentralregierung 
besetzt und ihr direkt unterstellt. 

Neben den neuen Abteilungen in Polizei und Verwaltung bekam 
auch die Hongkonger Regierung eine neue Abteilung: Das Komitee zur 

8	 National Security Department of the Hong Kong Police Force; kurz NS [20].
9	 Office for Safeguarding National Security of the Central People’s Government 

of the People’s Republic of China in the Hong Kong Special Administrative 
Region; kurz OSNS [22].



	 17I. Prolog

Bewahrung der Nationalen Sicherheit.10 Es steht zwar unter der Lei-
tung des Regierungschefs, ist aber der chinesischen Zentralregierung 
unterstellt und operiert somit außerhalb der parlamentarischen Kont-
rolle [25].

Das NSG sieht außerdem vor, dass Fälle nationaler Sicherheit fortan 
ausschließlich von der Abteilung für Strafverfolgung im Bereich na-
tionale Sicherheit11, einer eigenständigen Abteilung der Hongkonger 
Staatsanwaltschaft, bearbeitet werden. Den Prozessen stehen dann aus-
schließlich ausgewählte regimetreue Richter vor, die der Regierungs-
chef Hongkongs auswählt [23]. Schwerwiegende Fälle können durch 
das neue Gesetz nun vollständig aus dem Rechtssystem Hongkongs 
genommen, nach Festlandchina verlagert und dort verhandelt werden 
[24]. 

Der Albtraum der Protestierenden war somit wahr geworden. 

Seitdem sind eine halbe Million Hongkonger ausgewandert oder ins 
Exil gegangen [26]. Bis März 2024 wurden über zehntausend Men-
schen im Zusammenhang mit den Protesten festgenommen [27]. Eben-
falls im März 2024 erließ die Hongkonger Regierung schließlich die 
Verordnung zur Wahrung der Nationalen Sicherheit12: ein finaler Riegel 
vor dem Rest politischer Freiheit, der aus Sicht der Zentralregierung 
durch bestehende Gesetze noch nicht ausreichend weggesperrt war. Die 
Verordnung führt teils neue Straftatbestände ein, teils baut sie bereits 
bestehende aus – unter den Straftatbeständen sind Insurrektion (Auf-
stand), Hochverrat, Aufwiegelung, Sabotage, ausländische Einmi-
schung, Spionage, und Diebstahl von Staatsgeheimnissen – und sie 
sieht noch drakonischere Strafen für Widerständige vor [28]. So ist die 
Stadt fünf Jahre nach den ersten Demonstrationen eine andere, und die 
Zukunft erscheint düster.

10	 Committee for Safeguarding National Security of the Hong Kong Special Admi-
nistrative Region, kurz CSCN.

11	 National Security Prosecutions Division, kurz NSPD.
12	 Safeguarding National Security Ordinance, kurz SNSO [28]. Weil die Verord-

nung sich auf Artikel 23 des Grundgesetzes von Hongkong bezieht, wird sie oft 
vereinfacht Artikel 23 genannt.


